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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

EU - K

zu Punkt ..... der 805. Sitzung des Bundesrates am 5. November 2004

Empfehlung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an
den Rat zur Ermächtigung der Kommission, im Namen der Gemein-
schaft an den UNESCO-Verhandlungen über die Konvention zum
Schutz der Vielfalt kultureller Inhalte und künstlerischer Ausdrucks-
formen teilzunehmen
SEK(2004) 1062 endg.; Ratsdok. 12063/04

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union und

der Ausschuss für Kulturfragen

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt
Stellung zu nehmen:

1. Der Bundesrat verweist auf seine Stellungnahme vom 7. November 2003 (BR-
Drucksache 670/03 (Beschluss)) und unterstreicht seine Auffassung, dass ange-
sichts der subsidiären Kompetenzen der Europäischen Union im Kulturbereich
die Erteilung eines umfassenden Mandats an die Kommission durch den Rat der
Europäischen Union nicht gerechtfertigt erscheint. Er erkennt jedoch an, dass
von der UNESCO-Konvention als einem gemischten Abkommen auch Politik-
bereiche erfasst werden, die auch oder ausschließlich in die Zuständigkeit der
Gemeinschaft fallen und bei denen die Gemeinschaft zur Verwirklichung einer
vom EGV vorgesehenen gemeinsamen Politik Rechtsnormen erlassen hat. Ge-
mäß der ständigen Rechtsprechung des EuGH sind die Mitgliedstaaten weder
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einzeln noch gemeinsam berechtigt, mit Dritten Verpflichtungen einzugehen,
die diese Normen beeinträchtigen.

2. Der Bundesrat bekräftigt daher, dass eine eventuelle Mandatserteilung an die
Kommission sich ausschließlich auf die Gegenstände beschränken muss, die in
die gemeinschaftliche Zuständigkeit fallen. Aus der Erteilung eines Mandats
darf sich keine Verschiebung des Kompetenzgefüges zwischen der Gemein-
schaft und den Mitgliedstaaten ergeben. Eine Kompetenzerweiterung der Ge-
meinschaft im Kulturbereich muss ebenso ausgeschlossen sein wie eine Har-
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten.

3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, bei einer eventuellen Mandats-
erteilung an die Kommission darauf hinzuwirken, dass die an die Kommission
zu richtenden Verhandlungsdirektiven so präzisiert werden, dass diese Be-
dingungen erfüllt sind.

4. Der Bundesrat weist darauf hin, dass bei einer gemeinsamen Verhandlungs-
führung von Gemeinschaft und Mitgliedstaaten eine enge Abstimmung
zwischen allen Beteiligten erforderlich ist. Er fordert die Bundesregierung auf,
die Länder in geeigneter Weise in den Abstimmungsprozess einzubeziehen.


